
Verordnung zum Schutz vor Neuinfizierungen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 2 im 
Bereich der Betreuungsinfrastruktur (Coronabetreuungsverordnung - CoronaBetrVO)   
Vom 16. April 2020  

              AUSZUG 
 
Kindertageseinrichtungen, Kindertagespflegestellen,  Heilpädagogische Kindertageseinrichtungen,  
Kinderbetreuungen in besonderen Fällen  
(1) Alle Kindertageseinrichtungen, Kindertagespflegestellen, Heilpädagogischen 

Kindertageseinrichtungen und Kinderbetreuungen in besonderen Fällen (Brückenprojekte) haben in 

ihrem jeweiligen Zuständigkeitsbereich Kindern im Alter bis zur Einschulung, Schülerinnen und 

Schülern sowie deren Erziehungsberechtigen bzw. Betreuungspersonen den Zutritt zu 

Betreuungsangeboten zu untersagen. (2) Ausgenommen von Absatz 1 ist die Betreuung von Kindern 

im Alter bis zur Einschulung sowie Schülerinnen und Schülern, wenn besonderer Betreuungsbedarf 

im Sinne von § 3 Absatz 1 besteht. (3) Eine Ausnahme von Absatz 1 gilt auch, wenn wegen einer 

Kindeswohlgefährdung der Besuch eines der genannten Betreuungsangebote als Folge einer 

familiengerichtlichen Entscheidung oder im Rahmen von Maßnahmen und Schutzplänen nach § 8a 

des Achten Buches Sozialgesetzbuch erforderlich ist. Dies gilt auch, wenn das Kind dieses Angebot 

bereits in Folge einer Entscheidung nach den §§ 27ff. des Achten Buches Sozialgesetzbuch 

wahrgenommen hat. Das Jugendamt hat vorrangig zu prüfen, ob das Kindeswohl auch mit anderen 

verfügbaren Maßnahmen gewährleistet werden kann. Die Entscheidung über die Notwendigkeit der 

Wiederaufnahme oder Fortsetzung der Betreuung ist von der Jugendamtsleitung oder einer von ihr 

benannten Person zu treffen und zu dokumentieren.   

§ 3 Besondere Betreuungsbedarfe  

(1) Besonders betreuungsbedürftig im Sinne von § 1 Absatz 2 Nummer 2 und § 2 Absatz 2 ist, wer 

der Personensorge mindestens einer Person unterliegt, die  in einem der Tätigkeitsbereiche für eine 

erweiterte Notfallbetreuung  nach Maßgabe der Anlage 1 (bis zum 22. April 2020) bzw.  

der Anlage 2 (ab dem 23. April 2020) zu dieser Verordnung beschäftigt und in diesem 

Tätigkeitsbereich unabkömmlich ist, sofern eine private Betreuung nicht anderweitig 

verantwortungsvoll – unter Berücksichtigung der Empfehlungen des Robert Koch-Instituts – 

organisiert werden kann oder die Ermöglichung flexibler Arbeitszeiten und Arbeitsgestaltung (z.B. 

HomeOffice) nicht gewährleistet werden kann. (2) Kinder mit besonderem Betreuungsbedarf nach 

Absatz 1 sollen betreut werden. Die Entscheidung zur Aufnahme in der Schule oder zur Betreuung in 

einem Kindertagesbetreuungsangebot treffen die Leitungen der jeweiligen Einrichtungen oder die 

Kindertagespflegestellen. Es gelten die bestehenden rechtlichen Zuständigkeiten.  (3) Zwingende 

Voraussetzung der Entscheidung nach Absatz 2 sind:  1. der Nachweis, dass mindestens eine 

personensorgeberechtigte Person nicht in der Lage ist, die Betreuung zu übernehmen, weil sie in 

einem in der Anlage 1 (bis zum 22. April 2020) bzw. der Anlage 2 (ab dem 23. April 2020) zu der 

Verordnung genannten Bereich tätig ist, und   2. die schriftliche Erklärung des jeweiligen 

Arbeitgebers, dass die Präsenz dieser personensorgeberechtigten Person am Arbeitsplatz für das 

Funktionieren der jeweiligen Betriebe und Einrichtungen nach Maßgabe der Anlage 1 (bis zum 22. 

April 2020) bzw. der Anlage 2 (ab dem 23. April 2020) zu dieser Verordnung zwingend notwendig ist 

(Unabkömmlichkeit); steht die Person nicht in einem Verhältnis abhängiger Beschäftigung 

(Selbstständige), wird der vorgenannte Nachweis durch eine entsprechende Eigenerklärung ersetzt.   

 


